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Die Steuerpſlicht der Geiſtlichen und Lehrer.
Nr. S des dießjährigen Bürgerblattes enthält einen von

Hoffmann gezeichneten Aufſatz mit der Ueberſchrift Be
freiung der Geiſtlichen und Lehrer von den directen Steuern.

Wenn der Verfaſſer deſſelben am Schluſſe den Wunſch
ausſpricht, daß Jemand der mit dem Studium der Abgaben
vertraut ſei, dieſerhalb einmal die Feder ergriſfe und eine gründ
liche Belehrung gäbe, ſo iſt das eine anerkennenswerthe Be
ſcheidenheit, die nur freilich mit den übrigen ausgeſprochenen

e Anſichten und Behauptungen im offenbaren Widerſpruch ſteht.
Zur Widerlegung des Verf, bedarf es übrigens keines Stu
diums der Abgaben, das wohl dem Steuergeſeßgeber noth
wendig iſt, nicht aber einer Behörde, die eine Skeuer inner-
halb der ihr gezogenen geſetzlichen Vorſchriften ausſchreiben hat,
der einer Privatperſon, die ſich darüber vergewiſſern will, ob
ihr eine ausgeſchriebene Steuer geſetzlich auferlegt werden konnte
oder nicht, ſondern nur eines Studiums der beſtehenden geſetz
lichen Vorſchriften. Kann man nun dem Verfaſſer auch dies
Studium nicht abſprechen, ſo muß man ihm doch die Fähig
keit abſprechen, die Geſetze auf den von ihm behandelten Ge

S genſtand richtig anwenden zu können
Dieſer Gegenſtand iſt nämlich trotz der allgemein gehal

tenen Ueberſchrift, ein ganz ſpecieller; denn der in Rede ſtehende
Auſſatz hat augenſcheinlich keinen andern Zweck als die Recht
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S fertigung der Bemerkung, daß die Behufs Erhebung der qu.

Steuer zur Deckung des Mahlſteuer Ausfalles ergangenen Aus-
ſchreiben des hieſigen Magiſtrats 1. Mai die dahin lauten

da durch die vorſtehende Steuer eine Königliche Steuer
aufgebracht wird, ſo findet die nach dem Geſetz 11/2 22 den
Beamten zuſtehende Bevorzugung auf dieſe Steuer keine
Anwendung, weshalb dieſelben hier mit ihrem vollen Ein
kommenſteuerſatz veranlagt ſind. Es ſind deshalb zu die
ſer Steuer auch die Prediger und Schullehrer veranlagt.

Ob die Anſicht des Magiſtrats und des Verfaſſers: daß die
Steuer zur Deckung des Mahlſteuer- Ausfalles keine Commu
nalſteuer ſei, richtig iſt, kann hier dahin geſtellt bleiben es ge
nügt der Nachweis, daß, ſelbſt wenn die fragliche Steuer eine
Königliche wäre, die Geiſtlichen und Schullehrer doch nicht
hätten mit veranlagt werden dürfen. Dieſen Nachweis hat
nun aber der Verfaſſer, freilich ohne es zu wiſſen und zu
wollen, durch die von ihm angezogenen geſetzlichen Vorſchriften
ſelbſt geleiſtet.

Jſt die beregte Steuer keine Com. Steuer, ſo iſt ſie
eine Königl. Steuer und zwar vertritt ſie dann entweder die
Stelle der Klaſſenſteuer, oder ſie iſt als eine neue Königl.
Steuer anzuſehen.

Im erſtern Falle iſt die Freiheit der Geiſtlichen und Schul
lehrer von der fraglichen Steuer nach dem beſtehenden Geſetze
oder um den Verf. keinen Anſtoß zu geben, Verordnung un
zweifelhaft, laut Verfügung über das Verfahren bei dem
Veranlagen der Klaſſenſteuer 15. Juni 1820. Der Verſ.
ſpricht zwar dieſer Jnſtruction, als nur vom damaligen Juſtiz
Miniſterium ergangen, (indem weder das Geſetz wegen Ein
führung der Klaſſenſteuer, noch das wegen Einführung der
Mahl und Schlachtſteuer der Befreiung der Geiſtlichen und
Schullehrer gedenke), die Erforderniſſe eines Geſetzes ab, allein
er verwechſelt den Standpunkt der adminiſtrativen verwal
enden mit dem der richterlichen Behörden

Nur die richterliche, und auch nur die richterlich erken
e nende Behörde kann ſich über Miniſterial- Verordnungen hin
S wegſetzen (Cab. Ord. v. 6. Sept. 1815), ſonſt keine andere Behörde

Man kann daher ſelbſt von der Frage, ob das damalige Finanz
Miniſterium nicht auf Grund der Verordnung wegen Einfüh
rung des Staatsrathes von 20. März 1817 und der Jnſtrue
tion zur Geſchäfts führung der Regierungen vom 23. October 1817
befugt war, die Befreiung der Geiſtlichen und Schullehrer von
der Klaſſenſt euer auszuſprechen, ganz abſehen, und dem Verſ
darin beiſtimmen, daß die Jnſtruction von 15)6 1820 nicht
die Erforderniſſe eines Geſetzes habe, denn die Verwaltungs
Behörden mußten dieſe Jnſtrnekion, ſo lange ſie nicht vom
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Miniſterium ſelbſt oder vom Geſetzgeber aufgehoben ward, fort
und fort befolgen. Oder will der Verf. der Verwaltungs
behörde im vorliegenden Falle dem Magiſtrat, das Recht ein
räumen ſich willkürlich über die Anordnung des ihm vorge
ſetzten Miniſteriums hinwegzuſetzen So wie es ein unbeſtrit
tener Grundſatz iſt, daß Geſetze, ſie mögen gut oder ſchlecht
ſein, ſo lange ſie beſtehen, befolgt werden müſſen ſo müſſen
auch die Verwaltungsbehörden den Anordnungen der ihnen vor
geſetzten Miniſterien ſo lange nachkommen, bis ſie nicht auf
verfaſſungsmäßigem Wege wieder beſeitigt ſind. Hätte der
Verf. dieß erwogen, ſo würde er von ſeinem Zweifel

ob Geiſtliche und Schullehrer auf Grund dieſer Jnſtruc
tion die Befreiung von der Klaſſenſteuer beanſpruchen
dürfen,

bald befreit worden ſein, und eingeſehen haben, daß zur Zeit
keine Behörde, alſo auch nicht der hieſige Magiſtrat, ſich über
die Jnſtruction vom 15. Juni 1820 hinwegſetzen darf, und
daß die Lehrer in vollem Rechte ſind, wenn ſie auf Grund
derſelben ihre Paar Groſchen warum bemüht ſich der Verf.
nicht, die armen Lehrer in eine beſſere Lage zu bringen, damit
ſie ein Paar Thaler geben können zu dieſer periodiſchen
wie lange dauert denn aber die Periodicität Steuer ver
weigern

Eben ſo wenig gerechtfertigt erſcheint die qu. Bemmer
kung des Ausſchreibens v. I. Mai c. wenn man die qu-
Steuer, wie der Vf. thut, als eine neue Königl. Steuer anſteht.
Denn es leuchtet ein, daß die Art und Weiſe der Erhebung
einer Königl. Steuer auch nur von einer Königl., nicht von
einer Communen Behörde beſtimmt werden kann.

Sah daher der Magiſtrat die qu. Steuer als eine Königl.
nicht die Stelle der Klaſſenſteuer vertretende, an, ſo mußte er,
bevor er ſämmtliche Ortseinwohner nur das ſtehende Heer
ſcheint ſonderbarer Weiſe ausgenommen gleichmäßig ver
anlagte, zuvörderſt die Königl. reſp. die geſetzgebende Behörde
ſich darüber ausſprechen laſſen ob und mit welchem Procent
ſatze die Lehrer heranzuziehen ſeien.

In der Beſtimmung des Geſetzes v. 4. April e., daß die
qu. Steuer als ein Zuſchlag zur Einkommenſteuer, von der die
Geiſtlichen und Schullehrer frei ſind, Geſetz v. I1. Juli 1822,
aufgebracht werden ſoll, iſt ein ſolcher Ausſpruch nicht nur
nicht enthalten, im Gegentheil ſpricht dieſe Beſtimmung gegen
den Verfaſſer indem ſich daraus nur die Folgerung ziehen
läßt, daß Alles das, was von der Einkommenſteuer gilt, auch von
der qu. neuen Steuer gilt, mit andern Worten, daß auch letz
kere Steuer nur eine Communal- Steuer iſt.
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Von welcher Seite man daher auch die qu. Steuer be
trachten mag, der Vf. hat überall fehlgetroffen, und muß ich
ihm den wohlmeinenden Rath geben, ehe er künftig wieder die
Feder ergreift, ſich zuvor mit ſeinem Gegenſtande vertrauter zu
machen eine Anforderung, die um ſo unerläßlicher ſcheint, als
wohl nur wenige Leſer des Bürgerblattes im Stande ſind,
ſich über dergleichen aus dem Chaos unſrer Geſetze und Ver
ordnungen entnommenen Dinge ein ſelbſtändiges Urtheil zu

bilden. Zur Beſeitigung von Mißverſtändniſſen bemerke ich
ſchließlich, daß, da der Vf. lediglich den geſetzlichen Standpunkt
ins Auge gefaſſt hat, ich ein Gleiches thue, und die Frage

ob die Jnſtruction v. 15 Juni 1820 nicht ſchon längſt
hätte aufgehoben werden ſollen,

bei Seite liegen laſſen mußte.Denn um dieſe ſo wie um manche andere Frage han
delt es ſich erſt bei der künftigen Steuergeſetzgebung, wogegen
es hier nur auf eine Prüfung darüber ankam, ob die Geiſtli
chen und Schullehrer nach den beſtehenden nicht erſt nach
zu ſchaffenden Geſetzen zu der (u- Steuer herangezogen
werden durften.Uebrigens muß noch bemerkt werden, daß die betreffenden
Lehrer in jenem Geſuch weit weniger die Befreiung von frag
licher Steuer als Hielmehr die endliche Gewährung der von
den Stadtverordneten in dieſem Frühjahr bewilligten Gehalts
erhöhung bezweckten; was man ihnen hoffentlich um ſo weni
et verüblen wird, als ſie bei ihrem geringen Dienſteinkommen

(C1 15 Sgr pro Tag) der Nahrungsſorgen Herbheit und
Bitterkeit genugſam ſchon empfunden haben.

Weißgerber.

Die Bürgerverſammlung zu Halle am I9. Juli.
Man hat den Burgerverſammlungen überhaupt und wohl

auch den Halleſchen insbeſondere manche Vorwürfe gemacht.
Zunächſt iſt der Tadel ausgeſprochen worden, daß ſie dieſen Na
men nicht verdienten, weil außer den Bürgern auch Nichtbür-
er, z. B. Studenten und ſelbſt Schüler und Lehrburſchen zu

gelaſſen würden und weil der Bürgerſtand zu wenig zum Worte
Das erſtere iſt allerdings Thatſache allein es iſt un

käme.möglich, jedem Eintretenden ein Atteſt daritber abzufordern, ob
er ein wirklicher Bürger ſei, und ſoll nicht auch das junge Ge
ſchlecht an den Bewegungen Theil nehmen Sollen nicht Stu
denten welche dereinſt als Stadträthe Geiſtliche Lehrer im
Volke wirken, die Wirklichkeit des Volkslebens in ſolchen Ver
ſammlungen kennen lernen Oder will man ſie nöthigen, ihre



Weisheit blos aus den Büchern zu lernen, von den Kathedern
herunter zu holen Wenn man ferner mit der Politik unzu
frieden iſt, welche ihre Streitfragen in die Bürgerverſammlun
gen geſchleudert habe, ſo iſt einfach zu erwidern, daß mit dem
bürgerlichen und Gemeindeleben das Staatsleben in der inig
ſten Verbindung ſteht, daß eins durch das andere beſtimmt
wird, daß man jetzt keine Gelegenheit verſäumen darf, um
ſich auch politiſch zu bilden und politiſchen Takt, nament
lich für öffentliche Verhandlungen zu lernen. Zwar betheiligt
ſich der mittlere Bürgerſtand noch viel zu wenig an dergleichen
Beſprechungen obgleich es höchſt wünſchenswerth wäre, daß er
es in ſolchen Angelegenheiten thäte, welche ſeine Intereſſen recht
eigentlich berühren und worüber mancher Unerfahrene, wenn
auch mit ſchönen Redensarten, faſelt; aber wo Hat denn der
Bürgersmann gelernt öffentlich zu reden Welche Schule hat
ihm hierin Gelegenheit zur Uebung gegeben Dennoch iſt es
erfreulich zu ſehen, daß nachgerade immer mehr ſolchen Män
nern das Band der Zunge gelöſt wird, und ſie ſich in die De
batte miſchen. Selbſt Handarbeiter, wie Hr. Roſenberg in der
letzten Verſammlung, haben ſich nicht geſcheut, öffentlich vor
ihren Mitbürgern hinzutreten, um ihrem Herzen Luft zu machen.

Nur müſſen die Gegenſtände der Verhandlung aus dem
Lebenskreiſe, aus der Erfahrung Derer genommen ſein, von wel
chen wir eben wünſchen daß ſie in öffentlicher Rede ſich aus
ſprechen. Der Handwerkerverein, wo wöchentlich ein bis zwei
mal in dieſer Weiſe vor einer größeren Verſammlung, und zwar
meiſt auf dem Gebiete ſeiner Intereſſen disputirt wird, eignet
ſich ganz beſonders zu einer ſolchen Vorübung.

Obgleich nun die Bürgerverſammlungen das politiſche
Leben nicht vernachläſſigen dürfen, ſo muß man doch bedenken,
daß ſte vermöge ihres aus allen Parteien zuſammengeſetzten
Publikums nicht auf gleicher Linie mit eigentlich politiſchen
Klubs ſtehen und ſich nicht ſo wie dieſe eignen, Principienfra
gen d. h. grundſätzliche Beſtimmungen und Begriſſe, zu ent
ſcheiden. Sie dürfen nicht vergeſſen daß es weſentlich ihre
Aufgabe iſt, das Gemeinde und Gewerbsleben nicht aus dem
Auge zu verlieren Aus dieſem Grunde glaubte der Unterzeich
nete, als Ordner der Verſammlung am 19. d. Mts., in Ueber
einſtimmung mit dem Vorſtande wieder einmal eine vraktiſche
Angelegenheit auf die Tagesordnung bringen zu müſſen und
zwar die Arbeiterfrage oder die Frage wie wohl dem jetzigen
Nothſtande der gewerbtreibenden und handarbeitenden Klaſſen
einigermaßen abzuhelfen ſei. Jch war mit dem Stud. Ehrlich
darin ganz einverſtanden, daß wenn dieſer Klaſſe von Leuten
gründlich geholfen werden ſolle ſeine volle Betheiligung an
ſtaatlichen und ſtadtiſchen Wahlen, und ſomit an der Staats



und Gemeindegeſetzgebung, die Eröffnung größerer Handelska
näle, z. B. nach der unteren Donau erforderlich ſei; mir
ſcheint noch manches Andere, z. B. die Errichtung von
gegenſeitigen Unterſtützungskaſſen, höchſt wünſchenswerth, und
gedenke ich dieſe ganze Angelegenheit demnächſt im Bürger
blatte einer umfaſſenden Darſtellung zu unterwerfen; aber ich
muß auch Hrn. Roſenberg beiſtimmen, daß ſolche Mittel etwas
weit ausſehend ſind, und darum glaubte ich die Aufmerkſamkeit
auf das hinlenken zu müſſen, was für jetzt von praktiſcher
Wirkung wäre. Aus dieſem Grunde kamen, theils auf Anre
gung des Hrn. Kaufmann Jacob, theils meine eigene, theils
durch Andere, folgende Beſchlüſſe zu Stande.

1. An die ſtädtiſchen Behörden ſoll die Bitte
gerichtet werden, daß ſie im Hinweis auf die bis
her ſo muſterhaft aufrecht erhaltene Ruhe in un
ſerer Stadt und auf den friedliebenden Sinn der
arbeitenden Klaſſen an alle Einwohner, welche Ar
beiten auszuführen beabſichtigen oder bereits be
gonnen, aber wieder eingeſtellt haben, die Auffor-
derung erlaſſen möchten, dieſe Arbeiten auszufüh
ren oder wieder aufzunehmen, falls die Mittel ei
nigermaaßen vorhanden ſind. Wenige Städte von dem
Umfange unſerer Stadt können ſich rühmen auf dem Altare
der Gegenwart kein Bürgerblut geopfert zu haben in wenig
Städten hat die ärmere Bevölkerung trotz ihrer Leiden einen
ſo geſetzlichen Sinn gezeigt. Einzelne Arbeiter haben im Namen
ihrer Genoſſen bei den Bürgerverſammlungen am 12. und 19.
Juli öffentlich ausgeſprochen, das die Bürgerſchaft auf ihre
Mitwirkung für die Erhaltung dieſer Zuſtände rechnen könne.
Die wohlhabenderen Bürger werden dies dankbar anerkennen,
ſie werden Alles aufbieten, um dieſen Leuten Arbeit zu geben;
ſie werden, namentlich die Herren Oekonomen, womöglich halle
ſchen Einwohnern den Verdienſt zuzuwenden ſuchen ſie werden
bedenken, daß gerade jetzt Bauten und Arbeiten billiger aus
zuführen ſind, als zu anderen Zeiten. Wie durch Arbeit Ruhe
erhalten wird ſo giebt die Ruhe und Ordnung Arbeit. Viel-
leicht machen die ſtädtiſchen Behörden bald wieder Arbeiten
ausſindig, durch welche viele Hände beſchäftigt und die Geld
ſummen nicht nutzlos verſchleudert werden vielleicht unterſtützen
ſie durch einen Theil der Roggenſteuergelder das Bürgerrettungs
inſtitut und genügen ſo dem Geſetz, welches dieſe Gelder für
die ärmeren Klaſſen beſtimmt. Zu den ärmeren und jetzt vor
zugsweiſe in Noth lebenden Klaſſen gehören aber vorzugsweiſe
die Gewerbetreibenden von denen ein Familienvater, unfähig,
ſchwere Handarbeiten zu verrichten, oft nicht mehr als 8 Sgr.
den Tag über verdient, während ein rüſtiger Tagelöhner deren
15 verdienen kann.
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2. Die hieſige Kommiſſton für Verwaltung
der vom Staate hergegebenen Darlehnskaſſenſche
ne ſoll erſucht werden, in nicht zu kurzen Zeitab-
ſchnitten ihre Wirkſamkeit ohne Namennennung
der Unkerſtützten zu veröfſfentlichen, womöglich
kleine Summen (nicht blos bis zu 100 Thlr. herab)
vorzuſchießen und in der Annahme von Sicherheits-
pfändern die thunlichſte Nach ſicht walten zu laſſen
Obgleich die Einrichtung der Darlehnskaſſen in öffentlichen Blät
tern bekannt gemacht worden iſt, ſo ſcheint doch ein großer
Theil des Publikums nicht hinlänglich von ihrem Daſein und
Zwecke unterrichtet zu ſein. Zwar iſt die Beſtimmung des ge
nannten Jnſtituts, vorzugsweiſe den Unternehmern größerer
Geſchäfte Dahrlehne zu geben, mittelbar auch für die ärmern
Bürger von unverkennbarem Nutzen, allein es iſt auch wün
ſchenswerkh, daß dieſe einen unmittelbaren Gewinn von obigem
Staatsgeſetze haben. Die Mitglieder der Commiſſton werden
vielleicht in gewiſſen Fällen auch Leichenkaſſen- und Sparkaſſen
bücher als Sicherheit annehmen. Oder ſollte nicht der Staat, wel
cher durch das Geſetz allerdings die Annahme ſolcher Unterpfänder
erſchwert, weil er das Geld ſo flüſſig wie möglich erhalten will,
bewogen werden ein ſolches Zugeſtändniß zu machen Wenn
ich auf die Sparkaſſenbücher hingewieſen habe, ſo ſchwebte mir
der Nutzen vor, welcher dadurch erzielt wird, daß die Sparkaſſe
durch ſich mehrende Nückforderungen nicht in die Verlegenheit
komme, Kapitalien zu kündigen, welche vielleicht nur durch ge
richtlichen und ſo den Schuldner ruinirenden Verkauf zurückge-
nommen werden können. Daß ſich Mehrere vereinigen, um zu
ſammen eine größere Summe zu leihen, welche ſie unter ſich
theilen, hat ſeine Schwierigkeiten darin, daß einer von ihnen
für die Bezahlung einſtehen müßte, daß die Leute über das ge
meinſam aufzubringende Unterpfand ſich nicht leicht einigen und
daß der Eine früher, der andere ſpäter im Stande iſt, das Geld
zur Einlöſung zu zahlen. Um nun, bei der Vorausſetzung,
daß die Kommiſſion für die Staatsdarlehne ſich nicht für er
mächtigt hielte, guf kleinere Suümmen herabzugehen und den
Kreis der Unterpfänder in obigem Sinne zu erweitern, dennoch
einen dahin führenden Weg aufzufinden, ward ferner beſchloſſen

3. Oen Vorſtand des hieſigen Bürgerrettungs-
vereins zu erſuchen, daß er Mittel auffinde, um
von der Darlehnskaſſe größere Sümmen zu ent
nehmen, und dieſe in kleineren Theilen wieder
ausgebe, Wir wollen die Männer, welche die Verwaltung
des Jnſtitutes beſorgen, nicht einmal mit unmaaßgeblichen Rath
ſchlägen über die Art der Sicherſtellung der Darlehne u. ſ. w.
behelligen wir vertrauen ihrem bürgerſreundlichen Sinne, daß
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daß ſie bis an die Grenze der äußerſten Möglichkeit vorſchreiten
werden. Daß ſie über die Schranke einer gewiſſenhaften Ver
waltung hinausgehen, forderv wir nicht.

Der Unterzeichnete hat als Ordner in der genannten Ver
ſammlung ſofort die betreſſenden Schreiben ausgehen laſſen
aber er warnt zugleich vor der Erwartung, daß auf dieſe Weiſe
Allen geholfen werde er bittet ſeine hilſeſuchenden Mitbürger,
alle möglichen Einſchränkungen in ihrem Lebensunterhalte ein
treten zu laſſen. Einem Bürger, welcher zum Frühſtück ein
einfaches Butterbrod verzehrt, wollen wir nicht zumuthen, daß
er Dem helfen ſoll, deſſen Frühſtück in Butterſemmel und Wurſt

beſteht!
Haſemann.

Die Parteien in Halle.
(Fortſetzung)

Der Eingang dieſes Artikels in Nr. 12. des Bürgerblat
kes wies darauf hin, daß der Preußenverein unter denjenigen
Vereinen, welche jetzt inſofern möglich ſind als ſie als
organiſirte Parteien, mit Statuten u. ſe w. bei uns zu
exiſtiren wagen können, auf der äußerſten oder, wenn man wolle,
auf der rechten Seite der politiſchen Schaubühne ſeinen Platz
einnehme. Jſt es wahr was der hieſige Profeſſor Hupfeld,
früher ein konſtitutioneller Heſſe und ein Gegner der ſchlafen
preußiſchen Sonntagspolicey, in der Verſammlung des Vereins
für König und Vaterland in Magdeburg über die Rotkte in
Berlin u. ſ. w. geſagt haben ſoll, und beſtätigt ſichs, daß aus
dieſem Grunde der hieſige Preußenverein die Zuſammenkunft
des eben genannten zu Halle am 24 M. nicht beſchicken
wollte, ſo giebt es allerdings noch Andere, welche als
Flügelmänner auf der rechten Seite ſtehen. Aber ſelbſt dieſe
haben in ihrem Programm die konſtitutionelle Monarchie zu
ſchützen verſprochen Nach einer, offenbar aus dem Vereine
ſelbſt hervorgegangen Erklärung im Courier beſteht der Vor
ſtand aus den Herrn Profeſſor Eiſelen, Hauptm. v. Altenſtadt,
Dr. Rumpel, Regiſtrator Tiſchmeyer, Kaufmann Brodkorb,
Salzſtedermeiſter Linke, das berathende Komiteé aus den Herrn
Dr. Weißenborn, Dr. Stephan, Tiſchlermeiſter Ludwig, Weber
meiſter Gebhardt, Seilermeiſter Schildt, Fleiſchermeiſter Kunſch,
desgl. Hänſchel, Dr. Schadeberg u. A.

Wir finden zwar unter dieſen Namen einige, deren Drä
ger als Anhänger des alten Glaubens bekannt ſind, allein dies
berechtigt uns nicht, die politiſche Geſinnung ſolcher Männer
zu verdächtigen. Sind die meiſten von ihnen ſogenannte konſer
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vative Naturen welche überhaupt an Neuerungen wenig Ge
ſchmack finden ſo haben Andere einen anderen Geſchmack
blutet ihnen ihr preußiſches Herz, wenn ſie daran denken daß
dieſes ihr Vaterland in Deutſchland untergehen ſoll und will
man ihnen dies übelnehmen, ſo verſchreibe man ihnen erſt aus
Frankfurt ein deutſches Herz mit der Eentraliſation, die ſie nicht
lieben ſfühlen ſie Anhänglichkeit an den König und ſeine Fa
milie, mit welcher viele von ihnen einſt gelitten und gekämpft
haben, ſo bedenke man, daß gegen ſolche Gefühle und Sympa
khien, mit welchen die Menſchen verwachſen ſind, ſich nicht
proteſtiren läßt; bringt Hinz auf den König auch noch ſo viel
Vivats aus, ſo braucht ſich ja Kunz nicht darüber zu ärgern
erblicken Altgläubige in dem Könige eine Stütze ihres Glaubens,
ſo iſt das ihr Glaube. Bittet der Verein um Verlegung von
Linie und Landwehr nach Berlin ſo können andere um das
Gegentheil bitten. Will ein Fleiſcher des Preußenvereines bei
einem Horndrechsler des Volksvereines kein Pfeifenrohr kaufen,
ſo mag der Drechsler bei dem Schlachter keine Wurſt
mehr kaufen. Will man Aufwieglern und Emiſſären welche
durch Geldbeſtechungen u. ſ. w. Partei machen, entgegenwirken,
ſo mag man es thun, wenn man nur eben nicht mit Thalern
Herzen und Fäuſte erkauft.Die wichtigſte Seite an dem Vereine ſcheint der in d.
ſeiner Statuten ausgeſprochene Zweck zu ſein: dem preußiſchen
Staate die ihm in Deutſchland gebührende Stellung zu ſichern.
Wir wurden in dieſem nichts Bedenkliches finden wenn er
Preußen davor bewahren will, daß es z. B. in dem Kriege
mit Dänemark allein die Zeche bezahle, daß es Schulden über
nehme, welche andre Finanzwirthſchaften gemacht haben u ſ w.
Allein wir ſind in der Lage, den nicht anders als dahin aus
legen zu können daß dem preußiſchen Staate und ſeinen Für
ſten innerhalb Deutſchlands das möglich größte Maaß der Selb
ſtändigkeit geſtattet werde Will man dieſe Anſprüche auch für
jeden einzelnen deutſchen Staat geltend machen, ſo haben wir
die Partei der Partikuliſten, welche der jetzt eben geſchaffenen
Centralgewalt widerſtrehen oder ihr ſo viel wie möglich Terrain
ſtreitig machen, Wir ſind dagegen der Meinung, daß jetzt vor
Allem ein eintges, großes, ſtarkes Deutſchland geſchaffen
und die Selbſtändigkeit der einzelnen Staaten ſo viel wie mög
lich beſchränkt werden muß wollen wir nicht in die Ohnmacht
des alten Bundestages zurück ſinken. Jndeß kennen wir noch
nicht die Linien welche der Preußenverein zwiſchen beiden An
ſprüchen gezogen wiſſen will, und deshalb wollen wir uns hüten,

voreilig zu urtheilen.Das rechte und zum Theil das linke Centrum nimmt der
konſtiktutionelle Klub ein das rechte Centrum, wiefern
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er früher der Mehrzahl nach auf ihm ſtand und, und wie es
ſcheint, jetzt noch die Minderzahl auf demſelben ſteht; das linke
Centrum, wiefern in der letzten Zeit die Mehrheit ſich nach die
ſer Seite gewendet hat. Als noch der Profeſſor Meier, dem
wir ſeine ariſtokratiſche Geſinnung, wiefern wir ſie als ſeine
Ueberzeugung ehren, nicht zum Verbrechen machen wollen, einer
der Wortführer war, und Andere, wie Dr. Hüſer, Dr. Hellmar
ſich an ihn anlehnten, die entgegenſtehende Anſicht aber in der
Minderzahl war konnten wir den Club nicht als einen wahr
haft demokratiſchen Verein anſehen, welcher das Staatsgebaude
auf das breiteſte Fundament bauen und mit dem einigen Deutſch
land einen Ernſt machen wolle. Dieſe Stellung hat er in der
neueſten Zeit aufgegeben. Viele ſeiner Mitglieder welche ihn
theils für nicht praktiſch, theils für nicht konſervativ ge
nug hielten, ſind ausgeſchieden und haben mit Andern den
Preußenverein gegründet; dieſer Schlag hat einen Gegenſchlag
hervorgerufen der Klub hat ſich für direkte Wahlen, für die
Wahl der Kammern allein durch das Volk, für das aufſchie
bende Veto des Königs, gegen die Unentſchiedenheit der rechten
Seite in der berliner Volksvertretung wie gegen die zeitrauben
den und quängelnden Interpellationen der linken Seite ausge
ſprochen; er hat den gegen den Vertreter unſerer Stadt in
Berlin, Direktor Niemeyer, mittelbar darin liegenden Tadel
nicht zurückgenommen, obgleich ein ehrenwerthes Mitglied, Kauf
mann Jacob, darauf antrug; er hat den Vorbehalt des Königs
von Hannover gegen die deutſche Centralgewalt entſchieden
mißbilligt; er hat in ſeiner Volksverſammlung am 20. Juli
durch des Fabrikbeſitzers Fuhſe kräftige Rede ſich von allen
Reaktionären losgeſagt und ſich für das in einer konſtitutionellen
Monarchie möglich größte Maaß von demokratiſcher Freiheit er
klärt, ſo wie die offenen Republikaner, welche unbeſchadet ihrer
Meinung ſich den beſtehenden Geſetzen unterwerfen, willkommen
geheißen, willkommener als jeden Rückſchrittsmann; er hat öffent
lich angedeutet, daß das in dem jüngſt unter ſeinem Namen
erlaſſenen Flugblatke gegen die Republikaner ausgeſprochene
Urtheil nicht in allen Stücken das ſeinige ſei; ſein Vorſitzen
der, Prof. Burmeiſter, hat über dem Recht der ewigen Krone
das Recht des Volkes, ſich ſelbſt die Verfaſſung zu geben, an
erkannt und das Streben der Krone, ſich gegen den Willen
der Volksmehrheit zu behaupten, eine Gewalt genannt welche
ſich gegen Gewalt ſetze. Kürz, der Klub ſteht jetzt auf dem
Boden der vernünftigen Volksſouverknetät, und hat dadurch
bei dem Volk faſt die ganze Popularität gewonnen, welche
wir ſeinem Streben wünſchen

Er hat allerdings in ſich Gegenſätze Fuhſe, Wolf, Hin-
richs u. A. ſtehen den Republikanern nahe die Mitte hält der
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Vorſtand Burmeiſter, Eckſtein, Haaſe u. A., denen ſich etwa
DAlton, Gödeke, Frikſch u. ſ. w. anſchließen auf die äußerſte
Rechte dürften Hellmar, Jacob, v. Baſſewitz, Ulrici, Meier
(wenn er ſich noch zum Klub rechnet) u. A. zu ſtellen ſein
allein Gegenſätze müſſen ſtatt finden nur dadurch konſervirt
er ſein Leben und erſetzt die Kraft, welche früher in der
größeren Anzahl der thätigen Mitglieder und Redner lag
Alle, welche das alte Syſtem verwerfen, alle, welche nicht voll
kommen mit der erblichen Monarchie gebrochen haben und nicht
die ſofortige Einführung der Republik wollen, alle, welche zwiſchen
dieſen Endpunkten ſtehen und auf dieſer Linie einen Eini
gungspunkt ſuchen, können ſich jetzt dem Klub anſchließen,
oder ſofern ſie, wie die Redakteure des Bürgerblatts (Haſe
mann und Körner), welchen es eine Zeitlang ſchien als wollte
er nicht die nothwendigen und möglichen Konſequenzen der
Volksfreiheit innerhalb der konſtitutionellen Monarchie ziehen,
ſich Urlaub genommen hatten, wieder ohne Mißtrauen in den
Verein zurücktreten und bei ſeiner Wirkſamkeit ſich bethätigen
Darum Hallenſer, ſeid einig und ſeid ſtark! Werft die klein
lichen Eiferſüchteleien hinwegl! Seid nicht ſo eigenſinnig, etwas
Apartes neben anderen ſein zu wollen, mit denen Jhr Euch
im Grundſatze eins wiſſet! Hebt das Schutzbrett, welches das
Waſſer in den Bächen Eures Wiſſens, Euxes Strebens, Euxer
Kraft zuxrückhielt, damit es ſich in Einem großen Strome ver
einige! Zerſchlagt die kleinen Formen, damit wir Eine große
haben! Eine Batterie mit Zwölfpfündern wirkt beſſer als drei
Batterien mit je eben ſo viel Sechspfündern, und ein Eltern
paar ſtirbt ja dann gern, wenn es einen Sohn hinterkäßt,
welcher größer iſt als Vater und Mutter.

Die Volksverſammlung des kKonſtituttonellen
Hlubs am 20. Juli.

Der Klub hat den Muth nicht ſinken laſſen wegen der
erſten verunglückten Verſammlung, und wir müſſen ihm dafür
danken, daß er den Glauben, das Vertrauen zur Vereinigung
nicht verloren hat. Der Klub hat durch ſeine Beharrlichkeit
Großes erreicht er hat eine Vereinigung der Parteien herbei
geführt im Geiſt der demokratiſchen Staatsverfaſſung. Der
Klub hat ſich entſchieden für die demokratiſche Konſtitu
tion ausgeſprochen er hat ſich für direkte Wahlen entſchieden
und das Zweikammerſyſtem, welches er vertritt, iſt ſo populär,
daß man ihm ohne Bedenken beiſtimmen kann. Denn wenn
die Deputirten aus freier Wahl des Volkes hervorgehn, wenn
nur das Lebensalter einen Unterſchied der Kammern bildet, ſo
läßt ſich nichts Weſentliches gegen das Zweikammerſyſtem ein
wenden.
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Die Parteien welche im Ganzen dieſelben Hauptgründ
ſtze angenommen haben und ſich dennoch als Feinde anſahn,
well ſie ſich in verſchiedenen Räumen verſammeln haben ſich
brüderlich die Hand gereicht, um hinfort treulich neben einan
der gegen die Rückſchrittsmänner zu kämpfen. Vor Allen ge
bührt Hrn. Fuhſe die Palme des Abends, wegen ſeiner treſfli
chen Rede, die für unſer politiſches Parteileben gewiß von
nachhaltiger Folge ſein wird. Hr. Fuhſe ſprach klar, faßlich
und entſchieden freiſinnigz es war eine Luſt dieſen Mann zu
hören Es wurde einem warm ums Herz, man gewann neue
Lebenskraft und Hoffnungsgewißheit auf endlichen Sieg.

Möge der Bund ein lang dauernder ſein, und möge man
Alles vermeiden, was Zwieſpalt hervorrufen kann denn be
reits tritt ein Sonderbund nach dem andern hervor, auf deſſen
Fahne ein „Rückwärts!“ ſteht bereits treten die kecker auf,
welche der erſte Sturm zurückſchleuderte. Adel und Pfaffen
thum fühlen, daß ſie den Todeskampf kämpfen müſſen, die
Bevorrechteten geſellen ſich ihnen bei, ſo wie eine Menge Leicht-
gläubiger, Furchtſamer, denen wieder Leute anhängen, die mit
einem Glaſe Bier und einem Schnapſe für Alles zu gewinnen
ſind. Die Hochverräther an der deutſchen Einheit werden täglich
dreiſter, und ſind in gewiſſer Hinſicht nicht ohne Hoffnung,
obſchon ich der Ueberzeugung bin, daß ſie von dem Drange
der Geſchichte werden zerſchmettert werden.

Fr. Börner

Ein paar Einquartierungsgeſchichten ſammt
Nutzanwendung.

Das Bürgerblatt hat mit dem Artikel über die Einquar-
tierungsunordnung ein Thema berührt das noch weiter be
ſprochen werden muß. IJch will daher meine Erfahrungen zum
Beſten geben, vielleicht ſteckt noch mancher Andre ein Lichtchen
auf damit das Duſter der Einquartierungsvertheilung eini
germaßen aufgehellt werde, damit die Einquartierungskommiſ-
ſton die Steine im Wege ſehe, an denen ſie ſich die Krähen
augen gratis abſtoßen kann.

Am 2lſten Juli bekam ich einen Mann den hier zum
27ſten Regiment ausgehobenen Sattlergeſellen Jojahn aus
Poltzin in Pommern, ins Quartier Dieſen wollte die Ver
wundrung auffreſſen, als ich ihn zum Eſſen nöthigte, da ſein
Billet auf keine Beköſtigung laute. Als ich meinerſeits über
ſeine Verwundrung verwundert war, erklärte er der Billet
Ausgeber habe ihm zugeſagt, er würde ein ſchlechtes Quartier
ſinden, denn ich würde ihn nicht annehmen wollen und da
ſollte er denn nur recht tüchtig grob werden. Fürwahr
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eine ſaubre Beſtellung, für die ich hiermit meinen herzlichſten
Dank abſtatte. Doch war dieſe Empfehlung nicht von ohngefähr,
ſondern die Urſache dazu iſt folgende: IJch habe im Februar
die mir zukommende Garniſon zur Ausmiethungskaſſe bezahlt
habe dann bei der ſtärkeren Garniſon vom löten März mit Un
kerbrechung bis zum 25ſten Juni Natural Eingquartierung gehabt
ſollte jedoch auch für den Monat Mai zur Ausmiethungskaſſe
bezahlen. Jch habe bis jetzt geglaubt, nur für die wirklich aus
gemietheten den Häuſern ſonſt in Natura zukommenden Mann
ſchaften hätten die zur Ausmiethungskaſſe getretenen Bürger zu
zahlen wenn man alſo noch außer der Einquartierung, die
man im Hauſe hat andre bezahlen ſoll, die man nicht hat
haben können ſo ſchien mir dies unbillig und ohne Grund
Unſere alte Garniſon, das FüſilirBataillon 32ſten Regiments,
war ſchon im April ausgerückt, und im Mat hatten wir nur
3 Compagnien Füſtliere ten Regiments in Garniſon, die
Ate ſtand in ZJeizBei Empfang des Königl. Servis wurde mir nun von
dem Herrn Beamten eröſfnet, daß er, weil ich für den Monat
Mai die Ausmiethung nicht bezahlen wollte (die ich doch eben
in Natura gehabt), mir zur Strafe Einquartierung auf 3 Mo
nat ſchicken würde, nicht etwa in der folgenden Tour ſondern
ſowie die Compagnie aus Zeiz kommen würde, und dieſelbe
käme mit Wehr und Waſſen (welcher Zuſatz noch wahrſchein
lich in Furcht und Schrecken ſetzen ſollte. Nachdem noch hin
und her von uns geſprochen war, ſtellte ſich endlich bei Zuſam-
menrechnung in den Büchern (welches, wenn es gleich geſchehen
ware, den ganzen Streit unmöglich gemacht hätte) heraus, daß
ich nur mit kaum 7 Tagen in Reſt wäre. Jch erbot mich
nun, um die Tour abzuſchließen, die 7 Tage ſogleich zu bezah
len oder in Naturg zu nehmen beides wurde jedoch als unzu
läſſig abgewieſen. Außerdem ſtellte ſich bei mir und meinem
Nachbar Ende Juni ein Mann ein, welcher für Mann be
zahlt ſein wollte die er angeblich für uns ins Quartier ge
nommen hätte. Jch war darob höchlich verwundert, da ich ja
Einquartirung zu derſelben Zeit gehabt hatte, und da auf mein
Haus doch nicht 4 Mann kommen konnten und ein Nachtquar
ter nicht zu 2 Sgr. angerechnet werden kann, weil dies mo
natlich 2, Thlr. austragen würde, wogegen man ſonſt nur
20 Sgr. zu zahlen pflegt. Daher weigerte ich mich zu zahlen,
und Niemand hat auch ſpäter Geld von mir verlangt. Ja als ich
den Billetausgeber darüber frug, verſicherte er, daß er von
einem auf mich lautenden Billet nichts wiſſe.

Nun kommt die gute Lehre der Geſchichte Zunächſt muß
ich fragen, ob es auch zum Billetausgeben als Zugabe gehört,
den Soldaten gegen den Wirth aufzuhetzen, damit ſie ſich etwa
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einmal freundſchaftlich bei den Köpfen kriegen, ſich zanken und
ärgern ohne zu wiſſen warum

Dann kann man aus der obigen Geſchichte erſehen, daß
keine rechte Ordnung auf dem Billetamte ſein mag, da man
zu gleicher Zeit doppelt in Anſpruch genommen wird. Man
darf daher wohl erwarten, das einmal eine klare, gründliche
Ueberſicht des Einquartirungsamtes gegeben werde; denn in den
dicken Büchern auf dem Bureau ſindet man ſich in einer Stunde
weder hinein noch heraus

Endlich kann man an dem zurückgewieſenen Billet ſehen,
daß ein großer Unfug mit den Billeten getrieben wird. Denn
man kann wohl nicht annehmen daß ſener Mann, der von
mir für 4 Mann bezahlt ſein wollte, ſich mit meiner Abwei
ſung zufrieden gegeben hat. Er hat ſein Recht gewiß weiter ge
ſucht. Zunächſt mußte er ſich an den Billetgeber wenden, die
ſer wußte aber von der ganzen Geſchichte nichts. Da giebt es
alſo noch viel zu denken und aufzuklären.

G. Winkelmann.

Der unverſorgte Jnvalide.
(Ein Bruchſtuck)

Jndeß mich plagt der Mangel und der Gram
Dort jener Herr zur fetten Pfründe kam
Zwar hat er nicht mit in der Schlacht geſchlagen
Doch ſeine Frau verſteht oft viel zu wagen,
Hat ihm das Amt und Kinder zugetragen.

Dort jener Mann ſein Amt durch Vettern hat,
Als Null bekannt ißt er ſich überſatt;
Der Rauſch iſt nicht die kleinſte ſeiner Thaten.
Jch Armer bin von Allen ſchlecht berathen,
Mir fehlten Vettern Pathen und Dukaten,

S S S S A. M.Der Verfaſſer wird im Laufe der Zeit über das Jnvalidenweſen dem
Burgerblatte Weiteres mittheilen Die Red,

Die älteſten Gaſthöfe und Weinſchenken in Halle.
Die meiſten unſrer Gaſthöfe ſtammen aus dem vorvorigen

Jahrhunderte, ſind alſo gegen 300 Jahre alt. Nach der
Chronik iſt der Kronpriz der jüngſte, denn er iſt 1696
von einem vertriebenen Pfälzer, Philipp Ernſt Erpel, gebaut
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und hat den Weinſchank erhalten. Die preußiſche Krone
in der Kleinen Ulrichſtraße erhielt 1712 zu der alten Erlaubniß,
fremde Weine und Biere zu ſchenken, noch die Gaſtgerechtigkeit.
Viel älter iſt der Gaſthof zu den Drei Königen, der nament
lich den Weinſchank ſchon ſeit Jahrhunderten beſaß. Der goldne
Ning iſt 1505 von Peter Meinau gebaut und erhielt dadurch
den Weinſchank, daß er als Lehnsmann eines Adligen verpflich
tet war, dieſen mit ſeiner Dienerſchaft 24 Stunden unentgelt
lich zu beherbergen und zu beköſtigen. Der ſchwarze Bär
und, blaue Hecht ſind urxalte Gaſthöfe, eben ſo der goldne
Löwe und der goldne Stern

Zu den Gaſthöfen, die gleichfalls über 300 Jahre alt
ſind, in denen aber nur Salzfuhrleute zu logiren pflegten, ge
hören die goldne Gans, die goldne Roſe, die drei Schwäne
der goldne Pflug, der grüne Helm, das goldne Herz, die grüne
Tanne, das rothe Roß die Siebenbürgen, der grüne Hof, die
goldne Kugel (in der Steinſtraße) und mehrere eingegangene.

Bis Donnerstag Miſericordiä 1664 war es Jedermann
in Halle erlaubt fremde Weine und Biere zu ſchenken. An
jenem Tag ſtellte der Rath aber an die Bürgerſchaft den An
trag, dem Rathe das Monopol des Bier und Weinſchankes
zu überlaſſen, um die ſtädtiſche Einnahme dadurch zu verbeſſern
Die Bürgerſchaft willigte ein und 1486 kaufte der Rath etli
che Häuſer an der Ecke der Märkerſtraße riß ſie weg, baute
zwei ſchöne tiefe Keller, einen Wein- und einen Bierkeller,
ſetzte einen Giebel, ein Schieferdach mit vielen Thürmchen da
rüber, die aber ſpäter wieder weggeriſſen wurden und begann
1501 eine Gaſtwirthſchaft. Der Nath beſtellte aus ſeiner Mitte
Weinmeiſter und Bierherrn, welche Einkauf und Verkauf be
gufſichtigten. So lange die Rathskeller das allelnige Schank
recht hatten, brachte der Weinkeller der Kämmerei jährlich 10
12000 Thlr. ein.

Außerdem gab es noch eine Pfännerſtube, wo die
Magiſtratsherrn, Pfänner und Gelehrte ihr Schöpplein Wein
zu genießen pflegten. Wein und Bier ließen ſie vom Raths
keller holen und bezahlten dem Wirth für ſeine Mühe für je
de Kanne Bier 2 Pfennige mehr. Gegen das Jahr 1700
baute man neben dem Rathskeller ein maſſives Gebäude zur
Pfännerſtube (Kitzings Wohnung), aber es drängten ſich bald
Andre unter die vornehmen Herrn und daher verpachtete man
dieſe Schenkſtube als Bierſtube.

Der Kühle Brunnen iſt 1522 von Hans v. Schönitz,
Kämmerer des Erzbiſchhofs, erbaut, der zugleich auch an die
Stelle der Lampertuskapelle die Apotheke zum blauen Hirſch,
das Schillingſche und Hoßiſche Haus (auf dem Schlamme) baute.
Der Kühle Brunnen bekam Schenkgerechtigkeit und wurde ſpä
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ter Eigenthum des Rathes, welcher ihn vom Rathskeller mit
Wein verſah und auch oft mit dem Rathskeller zugleich
verpachtete. Jn den unkern Zimmern war die Weinſtu
be, in dem mittlern Stockwerke hielten die Jnnungen ihre
Zuſammenkünfte gegen eine Abgabe, und nebenan ſtand
in einer Kammer ein großes Bett, wohin der Erzbiſchof zu
ſeinen Mätreſſen ſchlich Der Univerſitätswein- und Bier
keller hatte auch ein Mivilegium. Fr. Börner

Wochenſchau,
Her konſtitutionelle Klub verhandelt am 18. Juli

über das Programm und die Einladung des berliner Klubs zu
einer Gereralverſammlung, zu welcher Prof. Burmeiſter abgeord
net wird. Die berittne Bü rgerwehr empfängt am 19. Juli
aus der Hand der Frau Doktor Tauſch eine Standarte auf öſfentli
chein Markte. Es war dies die erſte öſſentliche (politiſche)
Rede, durch welche die Hallenſerinnen an den neuen Bewegungen
ſich betheiligt haben. Wer darauf folgende Ball beweiſt die
Mängel der Frack Die Bürgerverſammlüng am 9.
Juli befaßt ſich mit der jetzigen Nahrungsloſigkeit und faßt die
oben abgedruckten Beſchlüſſe. Das war doch wieder etwas
Städtiſches neben der Verhandlung Uber das Flugblatt des
Couriers, worin die Demokraten angegriffen waren Die
Volksverſammlung des konſtitut. Klubs am 20. Juli nahm
jenes Flugblatt, welches die Republikaner verflucht und ſo zu
einem Pfluge geworden war, welcher den Boden des Vertrauens
ſpaltet, wieder auf. Prof. Burmeiſter ſprach hierüber beſänf
tigende Worte, welche noch einen weiteren Schritt erwarten
ließen. Nachdem man ſich über die Ewigkeit der Krone dahin
geeinigt, daß ſie unter Umſtänden nicht ewig ſei, hielt Fuhſe
eine treffliche Rede über die jetzt allein praktiſche Staatsform,
welche von bedeutender Wirkung für die Verſöhnung der Ge
müther war. Der „Verein für König und Vaterland
hielt am 24. Juli eine Generalverſammlung für ganz Preußen.
Die Zahl der Theilnehmer (meiſt adlige Gutsbeſitzer Pächter,
höhere Beamte u. ſ. w.) mochte etwa 300 bis 100 ſein. Die
wichtigſten Verhandlung und Beſchlüſſe betrafen das Verhält
niß Preußens un Deutſchen Reichsverweſer und Parlamente
Der Verein will der Eentralgewalt nur ſehr wenig Selbſtändig
keit einraäumen, und namentlich das preußiſche Heer nicht unter
den Reichsverweſer geſtellt wiſſen. Setzt man ſolchen Widerſtand
durch, ſo können wir bald an der Bahre der deutſchen Einheit
ſingen, was die Katzenmuſtker am 24. d. M. ſangen Nun
laßt uns den Leib begraben. Prof. Franke iſt zum Stadt
ſuperintendenten ernannt und wird am 3. Auguſt durch
den G. S. Müller eingeführt

Oruck von Ed. Heynemann in Halle.
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